
faßten die Verfügungen lediglich die Worte: „Erledigt 
ohne weitere Maßnahmen.“

In vielen Fällen waren die Verfügungen bzw. Ver­
merke so dürftig, daß zur Qualität der Überprüfungen 
überhaupt nichts gesagt werden kann, aber Oberfläch­
lichkeit zu vermuten ist. In Einzelfällen fehlte über­
haupt jeder Überprüfungsvermerk.

6. Nicht immer überprüften die Staatsanwälte die 
Ratsbeschlüsse sofort nach Erlaß, so daß zunächst 
unliebsame Auswirkungen irgendwelcher Art ein­
traten. Die verlangte Beseitigung der Gesetzesver­
letzungen war in Einzelfällen praktisch nicht mehr 
möglich.

Der Rat des Bezirks Potsdam faßte z. B. im Mai 1955 
den Beschluß, 49 000 DM für die Durchführung von 
Generalreparaturen aus dem Katastrophenfonds bereit­
zustellen. Erst nach drei Monaten beginnt der Staats­
anwalt mit der Bearbeitung dieses Vorganges und stellt 
Überprüfungen an, ob dieser Beschluß gesetzlich ist 
oder nicht. Danach bleibt der Vorgang wieder zwei 
Monate unbearbeitet liegen. Selbst wenn nunmehr eine 
Gesetzesverletzung festgestellt wird, ist eine Forderung 
auf Aufhebung des Beschlusses zwecklos, denn die 
bereitgestellten Gelder sind inzwischen verbraucht.

Mancher Staatsanwalt hat also oft unkonzentriert 
gearbeitet, seine Kräfte verzettelt, ist überall tätig ge­
worden, übersah dabei Schwerpunkte, arbeitete in vielen 
Fällen ohne brauchbaren Plan. Viel kostbare Zeit, die 
für wesentliche Aufgaben hätte freigemacht werden 
können, ist verlorengegangen.

III
Grundlage für die Arbeit des Staatsanwalts muß ein 

(möglichst langfristiger) Arbeitsplan sein, der die Haupt­
aufgaben enthält, die sich aus den Beschlüssen der 
Partei der Arbeiterklasse, den Gesetzen der Volks­
kammer und den Beschlüssen und Verordnungen der 
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
sowie aus den im Bezirk bzw. Kreis festgestellten 
Schwerpunkten ergeben. Die auf diesem Gebiete von 
der Abt. Allgemeine Aufsicht des Generalstaatsanwalts 
der Deutschen Demokratischen Republik gegebene An­
leitung ist zu verbessern. Das gilt sowohl für die im 
Rahmenarbeitsplan gestellten Aufgaben als auch für die 
Anleitung zur Verwirklichung dieser Aufgaben.

Viele bisherige Arbeitspläne lassen deutlich erkennen, 
daß es dem Staatsanwalt im Bezirk oder Kreis darauf 
ankam, eine möglichst große Anzahl von Vorgängen zu 
bearbeiten, um am Monatsende „hohe Zahlen“ berichten 
zu können. Ein gut Teil Schuld ist auch hier bei der 
Obersten Staatsanwaltschaft zu suchen, denn es ist zu­
treffend, wenn, um nur ein Beispiel anzuführen, bei 
der Bezirkskonferenz der Richter und Staatsanwälte am
9. Dezember 1955 in Erfurt die Bemerkung fiel, daß man 
„oben“ zuviel mit Zahlen operiere.

Der Staatsanwalt muß sich im klaren sein, was er auf 
welchem Gebiet prüfen will. Er darf sich weder vom 
Posteingang erdrücken lassen, noch darf er in großen 
Zahlen die Erfüllung seiner Aufgaben erblicken. Er 
allein legt die Schwerpunkte für seine Arbeit fest.

In Zukunft sollten nur d i e Ratsbeschlüsse überprüft 
werden, die eine bestimmte Bedeutung haben und in 
Durchführung von Gesetzen und Verordnungen ergehen. 
Dabei kann durchaus der Fall eintreten, daß von zehn 
und mehr gefaßten Beschlüssen nur einer oder zwei ge­
prüft werden, diese aber gründlich und gewissenhaft.

So sind z. B. Beschlüsse, die Maßnahmen zur Förde­
rung der LPG enthalten, oder solche, die sich mit der 
Realisierung des Volkswirtschaftsplanes beschäftigen, 
von besonderer Bedeutung, da sie den Aufbau der 
Grundlagen des Sozialismus in der Deutschen Demo­
kratischen Republik fördern, aber auch, wenn sie falsch 
sind, hemmen können.

Die Überprüfung der Ratsbeschlüsse wird dem Staats­
anwalt durch seine Teilnahme an den Ratssitzungen er­
leichtert. Dazu erhält er die Tagesordnung mit den Be­
schlußvorlagen. Es ist also bereits vor der Ratssitzung 
möglich, sich mit dem notwendigen Material, vor allem 
den Gesetzesgrundlagen, zu beschäftigen. Während der 
Ratssitzung erfolgt die Begründung der Beschlüsse. Hier 
hat der Staatsanwalt eine weitere Möglichkeit, sich mit

dem Beschluß vertraut zu machen. Der gefaßte Beschluß 
geht nach der Sitzung mit dem Beschlußprotokoll dem 
Staatsanwalt zu. Nach dieser nunmehr dritten und 
letzten Prüfung muß der Staatsanwalt erkennen, ob der 
-betreffende Beschluß gesetzlich oder ungesetzlich ist, 
und danach sind die erforderlichen Maßnahmen einzu­
leiten. Stellt der Staatsanwalt w ä h r e n d  einer Rats­
sitzung fest, daß ein ungesetzlicher Beschluß gefaßt 
werden soll, so ist er selbstverständlich verpflichtet, 
sofort Stellung zu nehmen, um den Rat vom geplanten 
falschen Vorhaben abzubringen. ■

Auf die unbedingte Pflicht des Staatsanwalts des Be­
zirks und des Staatsanwalts des Kreises zur Teilnahme 
an Ratssitzungen wird nochmals nachdrücklich hin­
gewiesen. Es ist ein unmöglicher Zustand, wenn z. B. der 
Staatsanwalt des Bezirkes Potsdam monatelang den 
Ratssitzungen fernbleibt. Wie will er bei einer solchen 
ungenügenden Arbeitsweise den Überblick über seinen 
Bezirk erhalten? Übereinstimmend erklären die Staats­
anwälte, die regelmäßig an den Ratssitzungen teil­
nehmen — und das ist die überwiegende Mehrheit —: 
Hier ist eine der besten Informationsquellen für die 
Allgemeine Aufsicht des Staatsanwalts. Aus den Be­
gründungen der Beschlußvorlagen, aus vorgetragenen 
Berichten und den Diskussionen zu den einzelnen 
Tagesordnungspunkten entnimmt der Staatsanwalt 
wesentlich mehr als aus den meist sehr kurz abge­
faßten Beschlüssen allein.

Leider ist es in einigen Kreisen noch nicht gelungen, 
mit den Kreisgerichtsdirektoren zu vereinbaren, am 
Tage der Ratssitzungen keine Termine anzuberaumen. 
Das ist aber zumindest dort notwendig, wo im Kreis 
nur ein Staatsanwalt tätig ist.

Keinesfalls richtig ist es, wenn der Staatsanwalt vor 
dem Erlaß eines Beschlusses des Rates des Bezirks oder 
Kreises konsultiert wird. Der Staatsanwalt ist nicht 
Justitiar des Rates. Der Rat entscheidet in eigener Ver­
antwortung.

In vielen Fällen beschränkte sich die Überprüfungs­
tätigkeit des Staatsanwalts auf die Ratsbeschlüsse. Das 
ist nicht ausreichend. Bei den Fachabteilungen der Räte 
liegt umfangreiches Material vor, das in Durchführung 
von Gesetzen und Verordnungen entstanden und zu 
überprüfen ist, wenn sich dies erforderlich macht.

So hatte z. B. der Staatsanwalt des Bezirks Erfurt 
festgestellt, daß auf dem Gebiet des Handels große 
Schwierigkeiten entstanden waren, daß sich die Be­
schwerden häuften usw. Er forderte deshalb von der 
Abt. Handel und Versorgung des Rates der Stadt Erfurt 
das Material an, das zur Durchführung des Beschlusses 
des Ministerrats über Maßnahmen zur weiteren Ent­
wicklung des Handels vom 5. August 1954 vorlag. Dem 
Staatsanwalt wurden daraufhin umfangreiche Unter­
lagen vorgelegt, die er nunmehr auf ihre Gesetzlichkeit 
überprüfte.

Viele Staatsanwälte haben bisher die Überprüfung 
von Beschlüssen der Räte der Gemeinden überbetont. 
In der Regel wurde dabei überprüft, ob die Räte der 
Gemeinden die gesetzlich festgelegten Termine be­
achteten bzw. ob sie überhaupt etwas Veranlaßten. 
Gerade hier fehlte besonders die Arbeit nach bestimm­
ten Schwerpunkten. Von „Massenüberprüfungen“ und 
„Terminskontrollen aller Art“ muß man abkommen. 
Auch die Prüfung der Beschlüsse der Räte der Gemein­
den darf nur im Rahmen des Arbeitsplanes auf fest­
gelegten Gebieten erfolgen. Erkennt der Staatsanwalt, 
daß die mangelhafte Arbeit auf ungenügende Anleitung 
des Rates des Kreises zurückzuführen ist, wird er den 
Vorsitzenden des Rates des Kreises auf die festgestell­
ten Schwächen hinweisen.

Einige besondere Bemerkungen sind zu ungesetzlichen 
Beschlüssen von Volksvertretungen zu machen, da hier 
noch nicht restlos Klarheit herrscht. Auszugehen ist 
hierbei von der besonderen Rolle der Volksvertretungen, 
die die höchsten Machtorgane des Staates in ihrem Be­
reich sind. Der Staatsanwalt kann in diesen Fällen nicht 
so Vorgehen wie gegen ungesetzliche Beschlüsse der 
Räte der Bezirke, Kreise und Gemeinden. Bei der Be­
seitigung von ungesetzlichen Beschlüssen der Volksver­
tretungen sind das Gesetz über die weitere Demokrati­
sierung des Aufbaus und der Arbeitsweise der staat­
lichen Organe in den Ländern der DDR vom 23. Juli 
1952 und die Ordnungen über den Aufbau und die
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